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 Beratungsfolge Sitzungstermin 

1  Ausschuss für Finanzen und Rechnungsprüfung 07.10.2010  

2  Hauptausschuss 18.10.2010  

3  Stadtverordnetenversammlung 28.10.2010  

4   

Thema: 

2. Änderungssatzung zur 2. Satzung der Stadt Prenzlau über die Erhebung von Verwal-
tungsgebühren und zur Auslagenerstattung im eigenen Wirkungskreis (Verwaltungsgebüh-
rensatzung) 

 

 

Finanzielle Auswirkungen 

Haushaltsjahr:  Haushaltsstelle:  

Gesamtkosten:              0,00 € Eigenanteil:              0,00 € 

Folgekosten:              0,00 € Mittel stehen zur Verfügung in Höhe von:              0,00 € 
Deckungsvorschlag:  

 
Beschlussentwurf: 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die als Anlage beigefügte 2. Änderungssat-
zung zur 2. Satzung der Stadt Prenzlau über die Erhebung von Verwaltungsgebühren und 
zur Auslagenerstattung im eigenen Wirkungskreis (Verwaltungsgebührensatzung) vom 
18.11.1999. 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage: 
2. Änderungssatzung zur 2. Satzung der Stadt Prenzlau über die Erhebung von Verwal-
tungsgebühren und zur Auslagenerstattung im eigenen Wirkungskreis (Verwaltungsgebüh-
rensatzung) vom 18.11.1999 
 
 
 

 Beratungsergebnis 
 Datum Gremium Ein-

stimmig 
Mit  

Mehrheit 
Ja 
 

Nein 
 

Enth. Laut 
Beschluss- 

Entwurf 

Abweichende(r) 
Empfehlung/Beschluss 

Unterschrift 
d. Protokollf. 

1 
. 

07.10.2010 FR-A         
2 
. 

18.10.2010 HAU         
3 
. 

28.10.2010 SVV         
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Beschlussvorlage 
 

X öffentlich    nicht öffentlich 
 



 

 

Stadt  Prenzlau 

DS: 130/2010 

Seite 2 
 

 
 
 
 
 

 
Begründung: 
Die Anlage der Verwaltungsgebührensatzung verweist in der Tarif-Nr. 4.02 auf die Gebüh-
renverordnung des Ministeriums des Innern des Landes Brandenburg. Mit deren Änderung 
durch die Verordnung über die Gebühren für öffentliche Leistungen im Geschäftsbereich 
des Ministers des Innern vom 21.07.2010 erbringen die Kommunen, soweit spezielle Geset-
ze nichts anderes vorsehen, diese Leistungen im Rahmen ihrer Selbstverwaltung, so dass 
u. a. die Tarifstelle 1.1 keine Geltung mehr hat. Insofern haben die Kommunen die für sie 
geltenden Gebühren selbst festzusetzen.  
 
Demzufolge wurde die Gebühr für die "Beglaubigungen von Abschriften und Ablichtungen" 
festgesetzt.  
 
Darüber hinaus wurden die "Umschreibung von Verträgen" (Tarif-Nr. 3.03) und die "Geneh-
migung/ Versagung zur vorzeitigen Entlassung aus dem Sanierungsgebiet" (Tarif-Nr. 5.06) 
als gebührenrelevante Merkmale zusätzlich in den Gebührentatbestandskatalog aufge-
nommen. 
 
Für Amtshandlungen beim Vollzug des Akteneinsichts- und Informationszugangsgesetzes 
wurde zur Erhebung von Gebühren die Verwaltungsgebührenordnung für Amtshandlungen 
beim Vollzug des Akteneinsichts- und Informationszugangsgesetzes (AIGGebO) für an-
wendbar erklärt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Frank Müller     
Hauptamtsleiter      

 
 
 
 
 

Abgestimmt mit: Gerald Buth     
 Justiziar     

 
 
 
 
 

Marek Wöller-Beetz  Dr. Andreas Heinrich  Hendrik Sommer 
Erster Beigeordneter/ Kämmerer  Zweiter Beigeordneter  Bürgermeister 

 


